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BRUTTOINLANDSPRODUKT UND ifo GESCHÄFTSKLIMA*

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk), ifo Institut

* zentrierte gleitende Drei-Monats-Durchschnitte bzw. Quartale, saisonbereinigt, Veränderungen gegenüber Vorperiode in % bzw. Salden bei ifo

Bruttoinlandsprodukt (Quartale, linke Skala)

ifo Geschäftsklima für die Gesamtwirtschaft (rechte Skala)
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Deutsche Wirtschaft stagnierte im dritten Quartal 

KONJUNKTURSCHLAGLICHT 
Dezember 2024

Nach detaillierter Meldung des Statistischen Bundesamtes stagnierte das Bruttoinlandsprodukt (BIP) gegenüber dem Vor-
quartal preis-, kalender- und saisonbereinigt mit +0,1 % nahezu. Im Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe wie auch 
bei den unternehmensnahen Dienstleistern waren Einbußen zu verzeichnen. Zuwächse ergaben sich bei den öffentlichen 
Dienstleistern sowie in konsumnahen Dienstleistungsbereichen (Gastgewerbe, Handel). Dies lässt auf eine nachlassende 
Kaufzurückhaltung der privaten Haushalte nicht zuletzt infolge kräftig steigender Nominal- und Reallöhne schließen. Auf-
grund einer erneuten Eintrübung jüngster Stimmungsindikatoren und angesichts der anhaltend hohen geo- und innen-
politischen Unsicherheiten ist noch keine nachhaltige konjunkturelle Belebung abzusehen. 

Gesamtwirtschaft

AUSSENHANDEL (WAREN UND DIENSTLEISTUNGEN)

Monate, in Mrd. Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Deutsche Bundesbank (BBk)
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Die Schwächephase der deutschen Außenwirtschaft hält an:   
Im Oktober sind die nominalen Ausfuhren von Waren und 
Dienstleistungen saison- und kalenderbereinigt mit -3,2 % 
gegenüber dem Vormonat deutlich gefallen. Im weniger 
volatilen Dreimonatsvergleich fiel das Minus mit -1,5 % 
aber geringer aus. Gleichzeitig nahmen auch die nominalen 
Einfuhren von Waren und Dienstleistungen gegenüber dem 
Vormonat mit -1,7 % ab, während sie im Dreimonatsver-
gleich mit 0,4 % noch leicht im Plus lagen. Die deutschen 
Exporteure operieren aktuell angesichts der angekündigten 
US-Handelspolitik unter erhöhter Unsicherheit. Darüber 
hinaus entwickelt sich die globale Industriekonjunktur 
nach wie vor verhalten und liefert damit kaum Impulse für 
die deutschen Warenexporte. Insgesamt lassen die aktuel-
len Daten noch keine baldige Trendwende für das Export-
geschäft erwarten.

Außenwirtschaft
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GfK-Konsumklima  (linke Skala)

GFK-KONSUMKLIMA UND EINZELHANDEL 
OHNE KFZ
GfK-Konsumklima, saisonbereinigte Salden der positiven 
und negativen Antworten Einzelhandel ohne Kfz, Monate, 
Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt 

Quellen: Gesellschaft für Konsumforschung (GfK), Statistisches Bundesamt (StBA), 
Deutsche Bundesbank (BBk)

Einzelhandel ohne Kfz (rechte Skala)
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ARBEITSLOSE UND ERWERBSTÄTIGE (INLAND)
Arbeitslose, Monate, saisonbereinigt absolut (in 1000) 
Erwerbstätige, Monate, saisonbereinigt, absolut (in 1000), 
Veränderung zum Vormonat

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), 
Deutsche Bundesbank (BBk)
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Die Umsätze im Einzelhandel liegen wieder im Minus und 
auch die Stimmung unter den Verbraucherinnen und Ver-
brauchern hat sich zuletzt eingetrübt. So sind die realen 
Umsätze im Einzelhandel (ohne Kfz) im Oktober gegen-
über dem Vormonat saisonbereinigt um 0,5 % gesunken, 
nachdem sie dreimal in Folge gestiegen waren. Laut Prog-
nose der GfK wird das Konsumklima im Dezember um 4,9 
Zähler auf 23,3 Pt. zurückgehen. Dies ist eine deutliche Ein-
trübung nach einer zuletzt positiven Entwicklung. Nega-
tive Effekte hatten laut GfK am aktuellen Rand ein starker 
Rückgang bei den Einkommensaussichten und eine schwä-
chere Anschaffungsneigung. 

Die wirtschaftliche Schwäche prägt nach wie vor die Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt. Im Oktober legte die Erwerbs-
tätigkeit im Vorjahresvergleich zwar um 0,1 % zu, gegen-
über September kam es jedoch saisonbereinigt (sb) zu 
einem leichten Rückgang um 3.000 Personen. Die regist-
rierte Arbeitslosigkeit stieg im November um +7.000 Per-
sonen. Die Anzeigen von Kurzarbeit bei der BA, die nach 
Ende der Ferienzeit spürbar zugenommen hatten, hielten 
im November ihr erhöhtes Niveau. Angesichts der jüngs-
ten Ankündigungen zum Stellenabbau im Verarbeitenden 
Gewerbe ist daher mit einer Fortsetzung der negativen 
Entwicklung am Arbeitsmarkt zu rechnen, bis eine kon-
junkturelle Erholung einsetzt. 

Produktion und Aufträge starten mit Rückgängen ins 
Schlussquartal 2024: Die Produktion im Produzierenden 
Gewerbe ging im Oktober preis-, kalender- und saisonberei-
nigt um 1,0 % gegenüber dem Vormonat zurück, was insbe-
sondere auf einen Einbruch im Energiesektor um -8,9 % 
zurückzuführen ist. In der Industrie verringerte sich die Aus-
bringung hingegen nur leicht um 0,3 %. Im Baugewerbe blieb 
die Produktion stabil. Die Auftragseingänge im Verarbeiten-
den Gewerbe sind im Oktober gegenüber dem Vormonat 
preis-, kalender- und saisonbereinigt um 1,5 % gesunken.

Produktion Arbeitsmarkt 

Privater Konsum

0 4

Nähere Informationen in Jung et al. (2019): „Das neue Konjunkturschlaglicht:  
Was steckt hinter den Pfeilen?“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik 01/2020

LEGENDE

Indikatoren in einem Teilbereich wachsen mehrheitlich überdurchschnittlich

Indikatoren in einem Teilbereich entwickeln sich durchschnittlich bzw. gemischt

Indikatoren in einem Teilbereich gehen mehrheitlich zurück

INDUSTRIEPRODUKTION UND AUFTRAGS-
EINGANG IM VERARBEITENDEN GEWERBE
Monate, Volumenindex 2021 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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Die meisten Tarifbeschäftigten in 
Deutschland erhalten Weihnachtsgeld

Anteil Tarifbeschäftigter mit Weihachtsgeld sowie Höhe 
des Weihnachtsgelds nach Branchen im Jahr 2024
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Anteil Tarifbeschäftigter mit Weihnachtsgeld in Prozent (links) Höhe Brutto-Weihnachtsgeld in Euro (rechts)

Insgesamt knapp 86 Prozent aller Tarifbeschäftigten in Deutschland erhalten im Jahr 2024 Weihnachtsgeld. Die durchschnittliche Höhe des 
Weihnachtsgelds ist dabei im Vergleich zum Vorjahr um 6,3 Prozent auf 2.987 Euro gestiegen. Sowohl der Anteil der Tarifbeschäftigten, die 

Weihnachtsgeld erhalten, als auch die Höhe des Weihnachtsgeldes unterscheiden sich allerdings je nach Branche teilweise stark. So erhalten 
nahezu alle Tarifbeschäftigten im Bereich der Finanz- und Versicherungsdienstleistungen Weihnachtsgeld, aber nur rund zwei Drittel der 

Tarifbeschäftigten im Informations- und Kommunikationssektor. Gleichzeitig weist dieser Sektor nach der Energieversorgung (5.829 Euro brutto) 
das zweithöchste Weihnachtsgeld mit 4.775 Euro brutto auf. Insbesondere im Gastgewerbe fällt das Weihnachtsgeld mit knapp 1.000 Euro 

deutlich geringer aus. Dies dürfte nicht zuletzt daran liegen, dass im Gastgewerbe auch die regulären Gehälter relativ gering sind.

Im Schnitt verdienen Beschäftigte mit Tarifvertrag mehr als jene ohne; nur knapp die Hälfte aller Beschäftigten hat ein  
Arbeitsverhältnis mit Tarifvertrag.

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2024
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Solidarität der deutschen 
Energiewirtschaft mit der 
Ukraine 

Seit Beginn des russischen Angriffskriegs hat die  
Ukraine etwa 50 Prozent ihrer Kapazitäten zur Strom-
gewinnung verloren. Dies entspricht über 19 Gigawatt 

seit Februar 2022 (vgl. Website von Ukraine Energy). Diese 
Kapazitätseinbußen lassen sich auf die russische Besetzung 
bedeutender Anlagen wie dem Kernkraftwerk Saporisch-
schja, vor allem aber auf gezielte russische Angriffe auf die 
zivile Energieinfrastruktur des Landes zurückführen. Seit 
Kriegsbeginn kam es insgesamt zu mehr als 1.000 Angriffen 
auf die ukrainische Energieinfrastruktur; diese häufen sich 
insbesondere seit Oktober 2022. Die Folgen sind massive 
Stromausfälle für die Bevölkerung, eine reduzierte Energie-
sicherheit und ein hohes Aufkommen an Reparaturarbeiten. 
Auch Unternehmen leiden unter gezielten Stromabschal-
tungen, die durch die Angriffe erforderlich werden. Die Kos-
ten für den Wiederaufbau der ukrainischen Energieinfra-
struktur wurden im Mai 2024 auf knapp 50,5 Milliarden USD 
geschätzt (vgl. Kyiv School of Economics, 2024). Das war noch 
vor einer erneuten harten Angriffswelle, die in der zweiten 
Jahreshälfte gestartet wurde.

DEUTSCHE UND INTERNATIONALE HILFE FÜR DEN 
UKRAINISCHEN ENERGIESEKTOR

Die Bereitschaft, den Wiederaufbau der ukrainischen Ener-
gieinfrastruktur humanitär, technisch und finanziell zu 
unterstützen, ist international nach wie vor ungebrochen. 
Deutschland ist gemeinsam mit den USA der größte Unter-
stützer. So hat das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz (BMWK) der Europäischen Energiegemein-
schaft über die Kreditanstalt für Wiederaufbau erst Ende 
November weitere 65 Millionen Euro für die Reparatur der 
ukrainischen Energieinfrastruktur zur Verfügung gestellt. 
Insgesamt beteiligt sich Deutschland damit bis Ende 2024 
mit rund 375 Millionen Euro am Energieunterstützungs-
fonds (Ukraine Energy Support Fund) der Energiegemein-
schaft, in den seit 2022 auch zahlreiche weitere internatio-
nale Geber einzahlen und für den inzwischen insgesamt 
895 Millionen Euro eingezahlt oder zugesagt 
wurden (Stand: 29. November 2024).
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Daneben steht die Modernisierung bzw. Dezentralisierung 
des ukrainischen Energiesektors auf Basis von erneuerbaren 
Energien, Speichern und intelligenten Netzen im Fokus des 
politischen Dialogs im Rahmen der Deutsch-Ukrainischen 
Energiepartnerschaft. Diese wurde 2020 gegründet und zu-
letzt 2023 von Bundesminister Habeck an die aktuelle Lage 
angepasst. Unter dem Dach der Energiepartnerschaft wer-
den verschiedene Unterstützungsleistungen der Bundes-
regierung und insb. des BMWK zusammengefasst. 

SPENDENKAMPAGNE IM RAHMEN DER DEUTSCH-
UKRAINISCHEN ENERGIEPARTNERSCHAFT

Im Rahmen der Deutsch-Ukrainischen Energiepartner-
schaft leistet das BMWK seit Kriegsbeginn Nothilfe und hat 
auf Bitten des ukrainischen Energieministeriums eine Spen-
denkampagne für den ukrainischen Energiesektor ins Leben 
gerufen, die von der GIZ umgesetzt wird. Die Kampagne 
unterstützt konkret beim Wiederaufbau der Energieinfra-
struktur in der Ukraine, indem Ersatzteile an ukrainische 
Energieversorger gespendet werden. Der Fokus der GIZ liegt 
auf der Beratung deutscher Unternehmen und Verbände 
beim Spendenprozess, auf der Koordinierung der Spenden-
beiträge sowie auf der logistischen Unterstützung. 

Über die Spendenkampagne konnten bereits über 12.000 
Güter in die Ukraine geliefert werden (Stand: November 
2024). Rund 90 Unternehmen haben bislang mitgewirkt. Die 
Spendenkampagne zeichnet sich insbesondere dadurch aus, 
dass teilweise sehr spezifische, auf dem Markt aktuell nicht 
verfügbare, aber für die kritische Infrastruktur dringend be-
nötigte Energiegüter schnell verfügbar gemacht und an die 
Ukraine gespendet werden. Gespendet wurde bisher eine 
breite Palette an dringend benötigten Gütern, von elektri-
schem Spezialwerkzeug über Sicherungen, Leistungs- und 
Trennschalter bis hin zu Transformatoren und Solarpanee-
len. Es wird geschätzt, dass durch die Spendenkampagne 
über 1,1 Millionen Menschen in der Ukraine wieder mit 
Strom versorgt werden konnten (Stand: November 2024).  

Inzwischen haben zahlreiche kleine und große Energie-
konzerne, regionale und lokale Stromversorgungsunter-
nehmen sowie Verteilnetzbetreiber über diese Kampagne 
Energiegüter gespendet. So hat beispielsweise der deutsche 
Verteilnetzbetreiber Stromnetz Berlin die Ukraine beim 
Wiederaufbau der Energieinfrastruktur im Herbst 2024 
bereits zum zweiten Mal mit einer Spende von insgesamt 
71 Transformatoren unterstützt. Alle Transformatoren sind 
voll funktionstüchtig und wurden für ihren Einsatz in der 
Ukraine generalüberholt. Anfang des Jahres hat die AUDI 
AG ein 500-Kilowatt-Gaskraftwerk für ein ukrainisches 
Krankenhaus gespendet und hilft damit 2.500 Patientinnen 
und Patienten im Kriegswinter. Durch eine Spende des 
Stromversorgungsunternehmens Stuttgart Netze aus Süd-
deutschland von drei 40.000 Kilowatt starken Transforma-
toren im Sommer 2024 konnte die Stromversorgung für 
tausende Ukrainerinnen und Ukrainer wieder hergestellt 
werden.  

Der Bedarf an Sachspenden bleibt weiterhin hoch, weshalb 
auch in Zukunft Spenden neuer und gebrauchter Energie-
güter von deutschen Unternehmen sehr willkommen und 
notwendig sind.

Referat:VC5 – Ukraine - Osteuropa, Kaukasus, Zentralasien

schlaglichter@bmwk.bund.de

helpenergyukraine@giz.de

Website der Deutsch-Ukrainischen Energiepartnerschaft 

Factsheet für Unternehmen 

Donation Campaign Video  

Facebook-Kanal der Deutsch-Ukrainischen Energiepartnerschaft 

Bedarfsliste mit benötigten Energiegütern  
(Stand: September 2024)

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

Quellen:

[1] Ukraine Energy 2024. Energy in the crosshairs: what should Ukrainians expect in winter?. Published: 16.09.2024. Link: Energy in the crosshairs: 
what should Ukrainians expect in winter? | Ukrainian Energy

[2] Kyiv School of Economics 2024 – Assessment of Damages and Losses to Ukraine‘s Energy Sector due to Russia’s full scale invasion. Published: 
10.06.2024. Link: Damages and losses to Ukraine’s energy sector due to Russia’s full-scale invasion exceeded $56 billion — KSE Institute estimate as 
of May 2024 – Kyiv School of Economics

mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
mailto:helpenergyukraine%40giz.de?subject=
https://energypartnership-ukraine.org
https://energypartnership-ukraine.org/fileadmin/ukraine/Assistance_to_Ukraine_Energy_Sector/20240328_Factsheet_1.pdf
https://www.youtube.com/watch?v=MOY7iK4q-P8
https://www.facebook.com/p/German-Ukrainian-Energy-Partnership-100065237811183/
https://view.officeapps.live.com/op/view.aspx?src=https%3A%2F%2Fenergypartnership-ukraine.org%2Ffileadmin%2Fukraine%2Fmedia_elements%2FEmergency_Energy_Needs_List_060924.xlsx&wdOrigin=BROWSELINK
https://ua-energy.org/uk/posts/enerhetyka-pid-prytsilom-choho-ochikuvaty-ukraintsiam-vzymku
https://ua-energy.org/uk/posts/enerhetyka-pid-prytsilom-choho-ochikuvaty-ukraintsiam-vzymku
https://kse.ua/about-the-school/news/damages-and-losses-to-ukraine-s-energy-sector-due-to-russia-s-full-scale-invasion-exceeded-56-billion-kse-institute-estimate-as-of-may-2024/
https://kse.ua/about-the-school/news/damages-and-losses-to-ukraine-s-energy-sector-due-to-russia-s-full-scale-invasion-exceeded-56-billion-kse-institute-estimate-as-of-may-2024/
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EU-Investitionsförderung: Die 
Bedeutung marktbasierter 
Finanzierungsinstrumente wächst

D er Mehrjährige Finanzrahmen der EU (MFR 2021–
2027), der die maximale Gesamtsumme und die 
Zusammensetzung der EU-Ausgaben für einzelne 

Politikbereiche für sieben Jahre festlegt, fördert Investitio-
nen in der EU in unterschiedlichen Bereichen, etwa zur 
Unterstützung wirtschaftlicher Aufholprozesse in Regionen 
oder zur Förderung von Spitzenforschung. Dabei geht es 
aber nicht nur darum, für welche Programme und Projek-
te Mittel eingesetzt werden, sondern auch um eine mög-
lichst effiziente und wirksame Finanzierung und dafür 
geeignete Instrumente.  Dies gilt insbesondere vor dem 
Hintergrund bestehender Investitionsbedarfe zur Stärkung 
von Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft in der EU 
für die kommenden Jahre, wie zuletzt im Draghi-Bericht 
klar aufgezeigt.

FINANZIERUNGSINSTRUMENTE IM MEHRJÄHRIGEN 
FINANZRAHMEN DER EU

Neben Subventionen in Form von direkten Finanzhilfen 
können Projekte und Unternehmen deshalb auch durch 
sogenannte Finanzierungsinstrumente über den EU-Haus-

halt unterstützt werden. Diese marktbasierten Instrumen-
te haben während der letzten Haushaltszyklen an Bedeu-
tung gewonnen. Finanzierungsinstrumente wurden 2012 
in der EU-Haushaltsordnung definiert und umfassen unter-
schiedliche Arten der Eigen- und Fremdkapitalfinanzierung 
sowie weitere Instrumente (s. Kasten für Beispiele). Sie 
werden in Zusammenarbeit mit Finanzintermediären wie 
öffentlichen und privaten Banken oder Risikokapitalgebern 
eingesetzt, die auch die genauen Finanzierungskonditionen 
(z. B. Betrag, Laufzeit, Zinsen) festlegen. Ziel hierbei ist, die 
vorhandenen EU-Budgetmittel möglichst effizient und 
effektiv einzusetzen. Schließlich können Finanzierungs-
instrumente mitunter auch mit Zuschüssen kombiniert 
werden („blending“), d. h. Zuschüsse und marktbasierte 
Instrumente schließen sich nicht aus. 

Marktbasierte Finanzierungsformen werden inzwischen  
in unterschiedlichen Politikbereichen angewandt, u. a. in  
der Regional-, Sozial- und Energiepolitik. Ein konkretes 
Beispiel sind Instrumente, die durch Nutzung von 
Mitteln des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung Kredite zu günstigen Konditionen 

https://www.fi-compass.eu/library/case-studies/residential-energy-efficiency-financial-instruments-lithuania
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für energetische Sanierungen ermöglichen. Ein weiteres 
Beispiel sind Garantieinstrumente für kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU), für die es etwa aufgrund von Infor-
mationsasymmetrien oft schwieriger ist als für große Unter-
nehmen, Finanzierungen zu bekommen; für diese wird 
dadurch der Zugang zu Finanzmitteln wie Krediten erleich-
tert. 

Mit Hilfe von Finanzierungsinstrumenten werden konkre-
te Projekte und Vorhaben finanziert. Welche Finanzierungs-
instrumente mit Unterstützung von EU-Haushaltsmitteln 
zum Einsatz kommen, hängt u. a. von Investitionsbedarfen 
und dem vorliegendem Marktversagen ab. Beispielsweise 
braucht es für die Förderung innovativer junger Unterneh-
men oft eher Instrumente, die Eigenkapital stärken, wäh-
rend bei der Finanzierung von Infrastrukturvorhaben Kre-
dite gängiger sind. Aber auch Fragen nach angemessenen 
Risikoprofilen und erwarteten bzw. erwartbaren Rückflüs-
sen sowie die praktischen Umsetzungsmöglichkeiten in den 
jeweiligen Politikbereichen spielen bei Wahl und Ausge-
staltung konkreter Instrumente eine Rolle.

WARUM DER EINSATZ VON FINANZIERUNGS
INSTRUMENTEN SINNVOLL SEIN KANN

Der Einsatz von Finanzierungsinstrumenten ist gegenüber 
der Förderung durch direkte Subventionen und Zuschüsse 
typischerweise weniger marktverzerrend und hat weitere 
Vorteile. So generieren marktbasierte Instrumente wie Dar-
lehen oder Beteiligungen oftmals Rückflüsse, d. h. aus dem 
EU-Haushalt eingesetzte Mittel werden zurückgezahlt und 

können so für weitere Investitionen verwendet werden. 
Auch können über Finanzierungsinstrumente zusätzliche 
private und öffentliche Investitionen mobilisiert werden, 
d. h. es wird eine Hebelwirkung von EU-Mitteln erzielt. Bei-
spielsweise können Investitionen in kleinere Unternehmen, 
die auch über EU-Finanzierungsinstrumente unterstützt 
werden, für Business Angels und andere private Geldgeber 
attraktiver werden. Hierbei kann sich nicht nur das Finan-
zierungsvolumen, sondern auch die Wirksamkeit der Fi-
nanzierung erhöhen, weil die unterschiedlichen Beteiligten 
in der Finanzierungskette, etwa auch Finanzintermediäre,  
ihre Expertise einbringen und so Mittel in finanzierbare 
und realisierbare Vorhaben fließen. Marktbasierte Finan-
zierungsinstrumente tragen so dazu bei, dass Endempfän-
ger nicht dauerhaft von staatlichen Subventionen abhängig 
werden. Je nach Art der eingesetzten Instrumente kann 
zudem der Transfer von Wissen zwischen unterschiedlichen 
Gruppen, z. B. zwischen Unternehmen, Finanzmarktakteu-
ren und Verwaltung, unterstützt werden und einen zusätz-
lichen Mehrwert bieten. Aus systemischer Sicht können 
EU-Finanzierungsinstrumente damit auch zur Weiterent-
wicklung europäischer Kapitalmärkte beitragen.

Allerdings muss beachtet werden, dass auch Finanzierungs-
instrumente keine Garantie für eine erfolgreiche Förderung 
bieten. Wichtig ist, dass je nach Projekt und Finanzierungs-
bedarf das passende Instrument zum Einsatz kommt. Ty-
pischerweise sind Finanzierungsinstrumente für Projekte 
geeignet, die künftig Einnahmen generieren oder 
Ersparnisse erwarten lassen, die die Rückzahlung 
erleichtern. Ihr Gebrauch setzt zudem Vorwissen 

Beispiele für marktbasierte Finanzierungsinstrumente, die aus dem EU-Haushalt unterstützt werden

Darlehen – hier vereinbaren Darlehensgeber und -nehmer einen Kreditbetrag für einen festgelegten Zeitraum. Der Geber verpflich-
tet sich, den Betrag zur Verfügung zu stellen, der Nehmer zur Rückzahlung. Unter Umständen können Darlehen mit niedrigeren 
Zinsen, längeren Tilgungsfristen oder geringeren Besicherungsanforderungen als am Markt vergeben werden.

Garantien – sind schriftliche Zusagen, Haftung für Verbindlichkeiten oder Verpflichtungen eines Dritten ganz oder teilweise zu 
übernehmen, wenn ein Zustand eintritt, der die Garantieverpflichtung auslöst, etwa bei einem Kreditausfall. In der Regel beziehen 
sich Garantien auf andere Finanzoperationen, häufig Darlehen.

Beteiligungsinvestitionen – stellen Kapital für ein Unternehmen bereit, das direkt oder indirekt investiert wird zum Erwerb des 
Eigentums an diesem Unternehmen (ganz oder teilweise). Der Kapitalgeber kann damit in bestimmtem Maße Kontrolle über das 
Unternehmen ausüben und an Gewinnen bzw. Verlusten beteiligt werden. Die Rendite ist abhängig von Wachstum und Wirtschaft-
lichkeit des Unternehmens.

Beteiligungsähnliche Investitionen – sind Finanzierungsformen zwischen Beteiligung und Verbindlichkeiten. Sie haben ein höhe-
res Risiko als vorrangige Verbindlichkeiten, aber ein geringeres Risiko als übliche Beteiligungen, können als Verbindlichkeiten aus-
gestaltet sein und sind in einigen Fällen in Beteiligungen umwandelbar.

Quelle: FI Compass – „Financial Instrument products“, Europäische Investitionsbank, EU, eigene Darstellung.

https://www.fi-compass.eu/sites/default/files/publications/ERDF_Guarantees_factsheet_RTW.pdf
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bzw. Interesse bei Begünstigten und eine gute Zusammen-
arbeit mit Intermediären voraus. Auch ist die Erfolgskont-
rolle für Finanzierungsinstrumente und ihre Verwendung 
im Haushalt aufgrund der verschiedenen beteiligten Ak-
teure und unterschiedlichen Funktionsweisen von Instru-
menten insgesamt komplexer als bei direkten Finanzhilfen. 
Die Marktbedingungen sind oft unterschiedlich und die 
Anwendung der Instrumente ist teils auf sehr spezifische 
Gruppen, Länder oder Regionen begrenzt. 

POLITISCHE ZIELE MARKTBASIERT FÖRDERN UND 
INVESTITIONEN STÄRKEN

Mit dem InvestEU Programm, ausgestattet mit einer Haus-
haltsgarantie in Höhe von 26,2 Milliarden Euro aus dem 
Kernhaushalt der EU, wird die Förderung über marktba-
sierte Instrumente stärker auf bestimmte Politikbereiche 
und Ziele ausgerichtet. Die Haushaltsgarantie erhöht die 
Risikotragfähigkeit der InvestEU-Durchführungspartner 
wie der Europäischen Investitionsbank und dem Europäi-
schen Investitionsfonds (EIB-Gruppe) sowie anderer teil-
nehmenden Förderbanken. 

InvestEU ist Nachfolger der Investitionsoffensive für Euro-
pa und vereint unter einem Dach den Europäischen Fonds 
für strategische Investitionen (EFSI) sowie 13 weitere  
Finanzierungsinstrumente der EU, die seit dem MFR 2014-
2020 bestehen und zuvor separat verwaltet wurden. Das 
Programm fokussiert dabei die Unterstützung auf vier 
thematische Kernbereiche: Nachhaltige Infrastruktur, For-
schung, Entwicklung und Digitalisierung sowie KMU und 
soziale Investitionen bzw. Kompetenzen. InvestEU zielt 
darauf ab, langfristige Finanzierungen –  z. B. zum Aufbau 
einer nachhaltigen Infrastruktur – zu ermöglichen, vor 
allem private Investitionen zu mobilisieren, und Europa 
grüner, digitaler und widerstandsfähiger zu machen. Die 
kürzlich veröffentlichte Halbzeitevaluation zeigt hierbei 
positive Ergebnisse. Ein hoher Mehrwert besteht demnach 
insbesondere bei der Förderung von Risikofinanzierungen; 
auch ist ein nennenswerter „crowding-in“-Effekt, also eine 
verstärkte Mobilisierung privater Investitionen und Finan-
zierungen, erkennbar. Die Nachfrage ist letztlich größer als 
das Budget des Programms.

AUSBLICK: BEDEUTUNG FÜR DEN NÄCHSTEN 
MEHRJÄHRIGEN FINANZRAHMEN UND IM  
KONTEXT DES DRAGHI-BERICHTES

Stärker marktbasierte Förderinstrumente können auch im 
nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR 2028 ff.) – für 
den voraussichtlich im Sommer 2025 der Vorschlag der 
Kommission erfolgen soll – einen wirksamen Beitrag zur 
Unterstützung von Politikzielen leisten und dabei helfen, 
Haushaltsmittel möglichst effizient und wirksam einzu-

setzen. Neben der Frage, in welchen Bereichen solche Ins-
trumente künftig (verstärkt) genutzt werden könnten, 
dürfte angesichts knapper Budgets auch an dieser Stelle das 
„wie“ diskutiert werden, um Investitionsbedarfe zu adres-
sieren. Eine fundierte Vorab-Analyse der Marktbedarfe 
sowie gute und belastbare Mechanismen für Monitoring 
und Erfolgskontrolle sind hierbei wichtige Bausteine. EU-
Kommissionspräsidentin von der Leyen hat in ihren poli-
tischen Leitlinien für die neue EU-Kommission zudem 
angeregt, dass ein stärker politik- und weniger programm-
basierter MFR angepasste Instrumente bräuchte. Regeln für 
den Einsatz von Finanzierungsinstrumenten im nächsten 
MFR sollten jedenfalls eine gute Balance finden. Es bedarf 
der Flexibilität beim Einsatz von Mitteln, um spezifische 
Marktbedarfe zu bedienen und sich auch an veränderte Be-
dingungen anpassen zu können. Gleichzeitig könnte aber 
ein gemeinsames Regelwerk für den Einsatz unterschied-
licher Finanzierungsinstrumente die Transparenz im Ge-
brauch erhöhen sowie die Nutzung und die Skalierbarkeit 
von gut funktionierenden Instrumenten zur Finanzierung 
erleichtern.

Nicht zuletzt dürften marktbasierte Finanzierungsinstru-
mente auch eine wichtige Rolle im Kontext des Berichtes 
zur Zukunft der Wettbewerbsfähigkeit der EU spielen, 
welcher am 9. September 2024 vom ehemaligen Präsiden-
ten der Europäischen Zentralbank Mario Draghi präsen-
tiert wurde (vgl. in Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, 
Ausgabe 10/2024). Der Bericht liefert eine umfassende 
Analyse der Herausforderungen und Chancen, mit denen 
die EU auf ihrem Weg hin zu mehr Wachstum und Stabi-
lität konfrontiert ist; das erforderliche zusätzliche Inves-
titionsvolumen (privat und öffentlich) beträgt laut Schät-
zungen der EU-Kommission demnach mindestens 750 bis 
800 Mrd. Euro pro Jahr. Diese Investitionsbedarfe und der 
öffentliche Beitrag dazu werden nachhaltiger zu stemmen 
sein, wenn auch effiziente marktbasierte Finanzierungs-
methoden zum Einsatz kommen, anstatt bloße Subven-
tionen und Zuschüsse.

Referat: EB1 – Aspekte der EU-Wirtschafts- und Finanzpolitik, 
Europäische Investitionsbank, Mehrjähriger Finanzrahmen, 
Bund-Länder 

schlaglichter@bmwk.bund.de

Halbzeitevaluation des InvestEU-Programms  
vom 1. Oktober 2024

https://www.fi-compass.eu/ 

The future of European competitiveness: Report by Mario Draghi

Draghi-Bericht zur Zukunft der Wettbewerbsfähigkeit der EU, 
in: Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Ausgabe 10/2024

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

https://investeu.europa.eu/index_en?prefLang=de
https://commission.europa.eu/about/departments-and-executive-agencies/economic-and-financial-affairs/evaluation-reports-economic-and-financial-affairs-policies-and-spending-activities/interim-evaluation-investeu-programme_en
https://commission.europa.eu/document/download/e6cd4328-673c-4e7a-8683-f63ffb2cf648_en?filename=Political%20Guidelines%202024-2029_EN.pdf
https://commission.europa.eu/document/download/e6cd4328-673c-4e7a-8683-f63ffb2cf648_en?filename=Political%20Guidelines%202024-2029_EN.pdf
mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://commission.europa.eu/about/departments-and-executive-agencies/economic-and-financial-affairs/evaluation-reports-economic-and-financial-affairs-policies-and-spending-activities/interim-evaluation-investeu-programme_en
https://www.fi-compass.eu/
https://commission.europa.eu/topics/strengthening-european-competitiveness/eu-competitiveness-looking-ahead_en
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2024/10/04-draghi-bericht.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2024/10/04-draghi-bericht.html
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15 Jahre europaweites Netzwerk 
einheitlicher Ansprechpartner zur 
Unterstützung unternehmerischer 
Tätigkeit – Bilanz und Ausblick 

D ie Europäische Union hat sich zum Ziel gesetzt, 
einen einheitlichen Binnenmarkt zu schaffen. Eine 
zentrale Rolle spielt dabei die 2006 erlassene EU-

Dienstleistungsrichtlinie. Sie zielt darauf ab, die Erbringung 
von Dienstleistungen innerhalb der EU zu erleichtern und 
bürokratische Hürden abzubauen. Die Mitgliedstaaten hat-
ten die Richtlinie bis Ende 2009 umgesetzt. Ein wichtiger 
Baustein dieser Richtlinie sind die einheitlichen Ansprech-
partner (Point of Single Contact). Sie stellen als Teil eines 
europaweiten Netzwerks einen unternehmensfreundlichen 
Zugang zur Verwaltung bereit und informieren über die 
Anforderungen an unternehmerische Tätigkeiten.  

HINTERGRUND UND ZIELBILD DES NETZWERKS 
EINHEITLICHER ANSPRECHPARTNER

Die einheitlichen Ansprechpartner wurden aus der Erkennt-
nis heraus ins Leben gerufen, dass Start-ups, Gründerinnen 
und Gründer sowie bestehende Unternehmen oft (grenz-
überschreitend) mit einer Vielzahl von Behörden und unter-

schiedlichen Verfahren konfrontiert werden: Dabei geht es 
um Themen wie die Geschäftsaufnahme, die Erbringung 
von Dienstleistungen in anderen Mitgliedstaaten oder die 
Gründung einer Niederlassung. Einheitliche Ansprechpart-
ner sollen über elektronische Portale und persönliche An-
sprechpartner die Komplexität reduzieren und Unterneh-
men einen zentralen Anlaufpunkt bieten – und damit 
wesentlich zur reibungslosen Funktionsweise des einheit-
lichen Binnenmarktes beitragen. Das Netzwerk Einheitli-
cher Ansprechpartner besteht nunmehr seit 15 Jahren – ein 
guter Zeitpunkt, um Bilanz zu ziehen und ein Stück weit in 
die Zukunft zu blicken. 

RECHTLICHE GRUNDLAGEN UND UMSETZUNG IN 
DEUTSCHLAND

Die Artikel 6-8 der EU-Dienstleistungsrichtlinie verpflich-
ten die Mitgliedstaaten, einheitliche Ansprech-
partner einzurichten. Diese müssen umfassende 
Informationen über erforderliche Verfahren und 
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Leistungen der einheitlichen Ansprechpartner für Unternehmen:

•	Information und Beratung: Informationen über erforderliche Genehmigungen und Verfahren bereitstellen

•	Antragsannahme: Annahme und Weiterleitung von Anträgen an die zuständigen Fachbehörden

•	Koordinierung: Zusammenführung verschiedener Genehmigungsverfahren

•	Überwachung: Informationen zum Bearbeitungsstand bereitstellen und Einhaltung von Fristen überwachen

Genehmigungen für Unternehmen digital bereitstellen. Die 
Verfahren müssen elektronisch über die einheitlichen An-
sprechpartner im Sinne eines „Point of Single Contact“ ab-
gewickelt werden können. Die Entscheidungshoheit über 
die verschiedenen Verfahren verbleibt dabei bei den jeweils 
fachlich zuständigen Behörden. Durch die Bündelung der 
verschiedenen Antragsverfahren an einer Stelle kann der 
bürokratische Aufwand insbesondere für kleine und mitt-
lere Unternehmen jedoch deutlich reduziert werden.

Da die Bestimmungen der Dienstleistungsrichtlinie nicht 
unmittelbar wirksam werden, mussten sie in den Mit-
gliedstaaten rechtlich, organisatorisch und technisch um-
gesetzt werden. Verfahrensrechtlich wurde in Deutschland 
dafür in den Verwaltungsverfahrensgesetzen von Bund 
und Ländern das „Verfahren über eine einheitliche Stelle“ 
(§§ 71a bis e VwVfG) eingeführt. Geregelt wird hier, 

•	 unter welchen Voraussetzungen Verfahren über eine 
einheitliche Stelle abgewickelt werden können,

•	 welche Aufgaben die einheitliche Stelle und die zustän-
digen Behörden im Rahmen der Verfahrensabwicklung 
und Informationsbereitstellung haben,

•	 wie einheitliche Stellen und zuständige Behörden dabei 
zusammenarbeiten und 

•	 dass Antragstellende einen Anspruch auf elektronische 
Abwicklung der Verfahren haben. 

Da der Vollzug der Verfahren überwiegend bei den Ländern 
liegt, oblag es diesen, einheitliche Ansprechpartner einzu-
richten und rechtlich auszugestalten. Zwar wurden beste-
hende Strukturen genutzt; je nach Bundesland wurden die 
Aufgaben der einheitlichen Stelle jedoch Institutionen in 
unterschiedlicher Trägerschaft bei Landesbehörden, Kom-
munen und Kammern zugewiesen. Während andere EU-
Staaten wie Dänemark oder Estland auf bereits bestehende, 
zentrale und gut ausgebaute Verwaltungsportale setzten, 
entwickelten die Länder in Deutschland jeweils eigene Por-
tale, die sich im Umfang der angebotenen Verwaltungsver-
fahren und den technischen Möglichkeiten einer elektro-
nischen Verfahrensabwicklung unterscheiden. Das Angebot 
wurde zudem auf die von der EU-Dienstleistungsrichtlinie 
umfassten Tätigkeiten, Branchen und Rechtsbereiche be-
grenzt. 

NETZWERK EINHEITLICHER ANSPRECHPARTNER 
DER ZWEITEN GENERATION: TEIL EINER  
UNTERNEHMENSFREUNDLICHEN DIGITALEN 
VERWALTUNG

In der Vergangenheit zeigte sich, dass das Angebot der ein-
heitlichen Ansprechpartner in Deutschland oftmals nicht 
hinreichend bekannt war und in den Bundesländern 
unterschiedlich intensiv genutzt wurde. Deswegen starte-
ten Bund und Länder bereits im Jahr 2015 eine umfassen-
de Neuausrichtung der einheitlichen Ansprechpartner, die 
Strategie „EA 2.0“. Unter dem Leitmotiv einer unterneh-
mensfreundlichen Verwaltung sollen die einheitlichen 
Ansprechpartner dieser zweiten Generation zu einem 
Netzwerk weiterentwickelt werden, das die Kommunika-
tion zwischen Unternehmen und fachlich zuständigen 
Behörden nochmals deutlich vereinfacht. Dieses EA 
2.0-Netzwerk besteht aus harmonisierten Internetportalen 
und persönlichen Ansprechpersonen, die sich gegenseitig 
ergänzen. Nutzerinnen und Nutzer erhalten über einen 
beliebigen Einstiegspunkt alle Unterstützungsleistungen 
des Netzwerks. Das Netzwerk soll jetzt nicht nur Dienst-
leistungsunternehmen, sondern allen Branchen offenste-
hen und umfassende Unterstützung bei Verfahren von der 
Gründung bis zur Schließung eines Unternehmens an-
bieten.  

Unterstützt wurde die Umsetzung der neuen Strategie 
durch das Onlinezugangsgesetz (OZG, 2017) und die EU-
Verordnung über die Einrichtung eines einheitlichen digi-
talen Zugangs zu Informationen, Verfahren und Unterstüt-
zungsdiensten (Single Digital Gateway-Verordnung, 2018, 
kurz: SDG-Verordnung).

Das OZG verpflichtet Bund und Länder, ihre Verwaltungs-
leistungen auch elektronisch über Verwaltungsportale an-
zubieten und diese Portale zu einem Portalverbund zu 
verknüpfen. Ziel der SDG-Verordnung ist es, die bestehen-
den Behörden-Portale zu einem qualitativ hochwertigen 
Netz aus europäischen und nationalen Portalen weiterzu-
entwickeln, über das alle relevanten Informationen, Be-
ratungsangebote und Verwaltungsverfahren für eine Be-
teiligung am europäischen Binnenmarkt zur Verfügung 
gestellt werden. Die einheitlichen Ansprechpartner sind 
als ein Unterstützungsdienst in der SDG-Verord-
nung verankert. 
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Die neue strategische Ausrichtung befindet sich weiterhin 
in der Umsetzung und wird von der Arbeitsgruppe EA-Netz-
werk des Bund-Länder-Ausschusses „E-Government für die 
Wirtschaft“ vorangetrieben. Die Arbeit konzentriert sich 
derzeit darauf, die Stärken des EA-Netzwerks in den Aufbau 
des nationalen und europäischen Portalverbunds einzu-
bringen und dadurch zu einer unternehmens- und grün-
dungsfreundlichen Verwaltung mit flächendeckend ver-
fügbaren digitalen Verfahren beizutragen. Exemplarisch 
steht dafür die neue Wegweiser-Infoseite zu Unterneh-
mensgründungen im Verwaltungsportal des Bundes.

AUSBLICK: DIE IDEE DES POINT OF SINGLE  
CONTACT FÜR UNTERNEHMEN MACHT SCHULE

Points of Single Contact wie das Netzwerk Einheitlicher 
Ansprechpartner erleichtern Unternehmen die Abwicklung 
von Genehmigungsverfahren und können zur Beschleuni-
gung von Gründungsprozessen und einer Vielzahl weiterer 
unternehmerischer Tätigkeiten im behördlichen Kontext 
beitragen. Insbesondere auf EU-Ebene wird immer häufiger 
auf die Idee und das Instrument eines Point of Single Con-
tact auch in anderen Anwendungsbereichen zurückgegrif-
fen. So sehen beispielsweise zwei in diesem Jahr in Kraft 
getretene EU-Verordnungen die Einrichtung zentraler 
Kontakt- bzw. Anlaufstellen für Genehmigungsverfahren 
vor: 

•	 die Verordnung zur Gewährleistung einer sicheren und 
nachhaltigen Versorgung mit kritischen Rohstoffen 
(Verordnung (EU) 2024/1252) und 

•	 die Verordnung zur Schaffung eines Rahmens für Maß-
nahmen zur Stärkung des europäischen Ökosystems 
der Fertigung von Netto-Null-Technologien (Verord-
nung (EU) 2024/1735).

Trotz der vielen Vorteile, die einheitliche Ansprechpartner 
bieten, bleibt den Unternehmen in Deutschland aber gleich-
wohl ein Wahlrecht: Sie können nach § 71a Abs. 2 VwVfG 

ein Antragsverfahren auch direkt über die zuständigen Be-
hörden abwickeln. Dies kann z. B. bei ortsansässigen Unter-
nehmen mit bereits etablierten Kontakten in die Verwal-
tung insbesondere zur Verfahrensbeschleunigung von 
einfachen Genehmigungsverfahren vorteilhafter sein. Das 
genannte Wahlrecht trägt insofern dazu bei, nicht unbe-
absichtigt mehr Bürokratie zu schaffen anstatt weniger. 

Schließlich stehen die Points of Single Contact vor bedeu-
tenden technischen Herausforderungen. Denn unterneh-
merische Vorhaben können äußerst komplex sein, was den 
reibungslosen Einsatz von modernen Technologien und 
digitale Ende-zu-Ende-Plattformen nötig macht auf denen 
Vorhabenträger und Behörden effizient zusammenarbeiten 
können.

Referat: ZB3 – OZG, eGovernment, Digitalisierungsprojekte

schlaglichter@bmwk.bund.de

Links zu weiteren Informationen:

Richtlinie 2006/123/EG vom 28.12.2006 über Dienstleistungen 
im Binnenmarkt: http://data.europa.eu/eli/dir/2006/123/oj

Verordnung (EU) 2018/1724 vom 02.10.2018 über ein 
einheitliches digitales Zugangstor: http://data.europa.eu/eli/
reg/2018/1724/2024-06-29

Wegweiser-Infoseite zu Unternehmensgründungen im 
Verwaltungsportal des Bundes: https://verwaltung.bund.de/
portal/DE/info-pages/Unternehmensgruendung

Netzwerk Einheitlicher Ansprechpartner im Verwaltungsportal 
des Bundes: https://verwaltung.bund.de/leistungsverzeichnis/
DE/hilfs-problemloesungsdienste/102837976 

Einheitliche Ansprechpartner in anderen EU-Ländern finden: 
https://asf.youreurope.europa.eu/?lang=en 

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

https://verwaltung.bund.de/portal/DE/info-pages/Unternehmensgruendung
mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2006/123/oj
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2018/1724/2024-06-29
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2018/1724/2024-06-29
https://verwaltung.bund.de/portal/DE/info-pages/Unternehmensgruendung
https://verwaltung.bund.de/portal/DE/info-pages/Unternehmensgruendung
https://verwaltung.bund.de/leistungsverzeichnis/DE/hilfs-problemloesungsdienste/102837976
https://verwaltung.bund.de/leistungsverzeichnis/DE/hilfs-problemloesungsdienste/102837976
https://asf.youreurope.europa.eu/?lang=en
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Das BMWK-Außenwirtschaftsför-
derprogramm „Partnering in 

Business with Germany“ hat sich seit 
seiner Einführung vor 25 Jahren zu 
einem wichtigen Instrument der An
bahnung von nachhaltigen, langfris
tigen und grenzüberschreitenden 
Wirtschaftskooperationen zwischen 
mittelständischen Unternehmen aus 
aktuell 18 Entwicklungs- und 
Schwellenländern mit deutschen 
Unternehmen entwickelt. Jedes Jahr 
werden rund 1.000 ausländische 
Führungskräfte auf den Markteintritt 
nach Deutschland vorbereitet und 
Geschäftskontakte zu deutschen 
Unternehmen hergestellt, die ihrer-
seits für sich neue Märkte erschlie-
ßen wollen. Durch diesen partner-
schaftlichen Ansatz entstehen 
langfristige Geschäftsbeziehungen 
und ein globales Netzwerk interna-
tional agierender KMU.

Im Lichte geopolitischer Veränderun-
gen verfolgt das BMWK eine Diversi-
fizierung der weltweiten deutschen 
Außenhandelsbeziehungen. Das Pro-
gramm unterstützt und hilft, bisher 

ungenutzte Potenziale zu heben. 
Dafür werden seit einigen Monaten 
Beitrittsverhandlungen mit weltweit 
für den deutschen Außenhandel 
wichtigen Schwellenländern geführt. 
Mit der Türkei konnte bereits sehr 
schnell eine Einigung erzielt werden.

DEUTSCH-TÜRKISCHES  
WIRTSCHAFTSFORUM MIT 
GEMEINSAMER ERKLÄRUNG

Am 27. September trafen sich Minis-
ter Robert Habeck und der türkische 
Handelsminister Ömer Bolat zur 
jährlichen Sitzung des deutsch-türki-
schen Wirtschaftsforums „Joint Eco-
nomic and Trade Commission 
(JETCO)“ in Berlin. Diese branchen-
übergreifende Plattform unter Betei-
ligung der Wirtschaft hat zum Ziel, 
die bilaterale Zusammenarbeit zu 
verbessern, Handelsbarrieren abzu-
bauen und konkrete Projekte zu 
entwickeln.

Die Minister unterzeichneten dabei 
auch eine Gemeinsame Erklärung 
zur Teilnahme der Türkei am Pro-

gramm „Partnering in Business with 
Germany“, um speziell die Geschäfts
beziehungen zwischen mittelständi-
schen Unternehmen aus beiden 
Ländern weiter auszubauen. Im 
Anschluss fanden Mitte November 
in Ankara Gespräche zwischen den 
Ministerien und beteiligten Durch-
führungsorganisationen zur konkre-
ten Umsetzung des Programms statt. 
Die erste Gruppe türkischer Unter-
nehmerinnen und Unternehmer soll 
schon im Mai 2025 zur Geschäftsan-
bahnung nach Deutschland reisen. 

Die Türkei ist der fünftgrößte Wirt-
schaftspartner Deutschlands außer-
halb der EU, das gemeinsame Han-
delsvolumen erreichte 2023 über  
55 Mrd. Euro.

Referat: VD2 – Partnering in Business 
with Germany 

schlaglichter@bmwk.bund.de

https://partnering-in-business.de/

KONTAKT

Neues Partnerland Türkei im Förderprogramm 
„Partnering in Business with Germany“

mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://partnering-in-business.de
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LEICHTE WIRTSCHAFTLICHE ERHOLUNG IM  
DRITTEN QUARTAL

Die deutsche Wirtschaft befindet sich zum Jahresende un-
verändert in einer schwachen Ausgangslage. Das Statistische 
Bundesamt hat seine vorläufige Schätzung für die Entwick-
lung des preis-, kalender- und saisonbereinigten Brutto-
inlandsprodukts (BIP) im dritten Quartal gegenüber seiner 
Schnellmeldung um 0,1 Prozentpunkte auf nunmehr +0,1 % 
gegenüber dem Vorquartal nach unten revidiert. Auf der 
Entstehungsseite ging die preisbereinigte Wertschöpfung 
um 0,2 % zurück, wobei neben erneut deutlichen Rück-
gängen im Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe 
auch bei den unternehmensnahen Dienstleistungen Ein-
bußen zu verzeichnen waren. Insbesondere gesamtwirt-
schaftlich bedeutsame Wirtschaftszweige wie die Investi-
tionsgüterproduzenten und energieintensive Industrien 
tendierten angesichts schwacher Auftragslage, intensiveren 
Wettbewerbs und struktureller Herausforderungen weiter 
rückläufig.

Zuwächse ergaben sich neben öffentlichen Dienstleistern, 
Erziehung und Gesundheit auch bei den konsumnahen 
Dienstleistungsbereichen (Gastgewerbe, Handel). Vor allem 
Letzteres kann als positive Entwicklung gewertet werden: 
So scheinen sich im dritten Quartal der kräftige Nominal-
lohnzuwachs in Höhe von 4,9 % im Vorjahresvergleich so-
wie, angesichts des gesunkenen Verbraucherpreisanstiegs, 
der mit +2,9 % sechste Anstieg der Reallöhne in Folge zu-
nehmend im privaten Konsum bemerkbar zu machen. Ent-
sprechend nahm auf der Verwendungsseite neben dem 
staatlichen auch der private Konsum leicht zu. Dämpfende 
Effekte gingen im dritten Quartal von der Investitionstätig-
keit und dem Außenbeitrag aus, während die Vorratsver-
änderung maßgeblich zum positiven Vorquartalsvergleich 
beitrug.

Nach einer zwischenzeitlichen Aufhellung hat sich die Stim-
mung in der deutschen Wirtschaft und bei den Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern zum Jahresende angesichts 
der gestiegenen geopolitischen und auch innenpolitischen 
Unsicherheiten wieder etwas eingetrübt. So hat sich der  
ifo Geschäftsklimaindex im November wieder 
verringert, wobei die Unternehmen vor allem ihre 
aktuelle Lage deutlich zurückhaltender beurteil-

1	� In diesem Bericht werden Daten genutzt, die bis zum 16. Dezember 2024 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um  
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preis-, kalender- und saisonbereinigter Daten.

DIE WIRTSCHAFTLICHE LAGE
in Deutschland im Dezember 20241,

Die deutsche Wirtschaft stagnierte im dritten Quartal gemäß den 
revidierten BIP-Zahlen des Statistischen Bundesamtes nahezu. Wäh-
rend im Verarbeitenden Gewerbe und dem Baugewerbe wie auch bei 
den unternehmensnahen Dienstleistern Einbußen zu verzeichnen waren, 
ergaben sich Zuwächse bei den öffentlichen Dienstleistern wie auch bei 
konsumnahen Dienstleistungsbereichen (Gastgewerbe, Handel). Dies 
lässt auf nachlassende Kaufzurückhaltung der privaten Haushalte, nicht 
zuletzt infolge kräftig steigender Nominal- und Reallöhne, schließen. 
Die erneute Eintrübung jüngster Stimmungsindikatoren und die anhal-
tenden hohen geo- und innenpolitischen Unsicherheiten lassen eine 
nachhaltige konjunkturelle Belebung jedoch noch nicht absehen.

Produktion und Aufträge starteten mit Rückgängen ins Schlussquar-
tal. Die Industriekonjunktur befindet sich weiterhin im Abschwung. Im 
weniger volatilen Dreimonatsvergleich fiel der Rückgang der Produktion 
im Produzierenden Gewerbe aber mit -0,4 % nicht mehr so stark wie 
zuvor aus und die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe konn-
ten hier sogar um 2,7 % zulegen. Gleichwohl deutet die erneute Eintrü-
bung der Stimmungsindikatoren von ifo, S&P Global und ZEW darauf 
hin, dass derzeit noch nicht von einer nachhaltigen Trendwende in der 
Industrie auszugehen ist. 

Die Lage im Einzelhandel (ohne Kfz) hat sich zuletzt nur wenig verän-
dert. Die preisbereinigten Umsätze im Einzelhandel (ohne Kfz) sind im 
Oktober um 0,5 % gegenüber dem Vormonat gesunken; im Vergleich 
zum Vorjahresmonat lagen sie um 2,2 % höher. Private Neuzulassungen 
von Pkw haben sich nach einem kräftigen Plus im Oktober im Novem-
ber ebenfalls kaum bewegt (+0,3 %). Angesichts zunehmender Sorgen 
um die Arbeitsplatzsicherheit und anhaltender geopolitischer Unsicher-
heiten dürfte sich eine nachhaltige Erholung des Konsumklimas 
zunächst noch verzögern.

Die Inflationsrate ist im November erwartungsgemäß leicht auf 2,2 % 
gestiegen, im Vormonatsvergleich sind die Verbraucherpreise allerdings 
um 0,2 % zurückgegangen. Dass die Jahresrate in den letzten beiden 
Monaten zugelegt hat, ist vor allem auf den wegfallenden Basiseffekt bei 
Energie sowie bei Pauschalreisen zurückzuführen. Die Inflationsrate lag 
im Durchschnitt der ersten elf Monate des Jahres ebenfalls bei 2,2 %.

Die wirtschaftliche Schwäche prägt nach wie vor die Entwicklung am 
Arbeitsmarkt. So ist im Oktober die Zahl der Erwerbstätigen saisonbe-
reinigt abermals leicht gesunken und die Arbeitslosigkeit im November 
gestiegen. Gleichzeitig nahm die Kurzarbeit im November deutlich zu. 
Angesichts der sinkenden Arbeitskräftenachfrage sowie der Ankündi-
gungen zum Stellenabbau im Verarbeitenden Gewerbe ist mit einer 
Fortsetzung der schwachen Entwicklung am Arbeitsmarkt in den kom-
menden Monaten zu rechnen.

Die Insolvenzzahlen waren im November laut IWH-Insolvenztrend 
leicht rückläufig, bewegen sich aber weiter auf deutlich erhöhtem 
Niveau. So wurde im November mit 1.345 Insolvenzen von Personen- 
und Kapitalgesellschaften im Vergleich zum Vormonat ein Rückgang 
um 12,1 % gemeldet, allerdings noch 37,7 % über dem Vorjahresmonat. 
Auch für die kommenden Monate rechnet das IWH mit anhaltend 
hohen Insolvenzfällen, die erkennbar über den Durchschnittswerten der 
Vorkrisenjahre 2016 bis 2019 liegen.

IN KÜRZE
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ten, während die Erwartungen nur leicht sanken. Auch die 
jüngsten ZEW-Konjunkturerwartungen sowie das GfK-Kon-
sumklima waren zuletzt wieder rückläufig. Vor diesem 
Hintergrund und angesichts der hohen Unsicherheiten mit 
Blick auf die weiteren geopolitischen Entwicklungen, mög-
licher Zollerhöhungen der kommenden US-Regierung so-
wie der anstehenden Neuwahlen in Deutschland ist eine 
nachhaltige konjunkturelle Trendwende derzeit noch nicht 
absehbar.

WELTWIRTSCHAFTLICHE DYNAMIK TROTZ  
ERHÖHTER HANDELSPOLITISCHER UNSICHERHEIT 
ROBUST

Die weltweite Industrieproduktion entwickelt sich weiter 
verhalten. Im September ging sie saisonbereinigt gegenüber 
dem Vormonat um 0,1 % zurück, gegenüber dem Vorjahres-
monat bedeutet dies ein Plus von 1,6 %. Für den weiteren 
Verlauf deutet sich eine moderate Expansion der Weltwirt-
schaft an. So lag der Stimmungsindikator von S&P Global 
im November mit 52,4 nach 52,3 Punkten im Oktober ge-
ringfügig höher, und auch der Einkaufsmanagerindex für 
die Industrie erreichte nach vier Monaten erstmals wieder 
die Wachstumsschwelle von 50 Punkten. Nach wie vor weist 
der Stimmungsindikator für den Dienstleistungsbereich mit 
zuletzt 53,1 Punkten aber auf eine höhere Wachstumsdy-
namik hin. Allerdings sind die Einkaufsmanagerindizes in 
wichtigen Handelspartnerländern Deutschlands wie Frank-
reich, den Niederlanden oder Italien zuletzt gefallen und 
auch der SENTIX-Konjunkturindex für die Weltwirtschaft 
hat im Dezember mit einem Rückgang um 0,3 Punkte auf 
nun 5,3 Zähler wieder etwas nachgegeben. Insgesamt er-
warten internationale Organisationen wie der IWF und die 
OECD aber für die kommenden beiden Jahre weiterhin eine 
robuste, zunächst vor allem vom privaten Verbrauch ge-

tragene weltweite Wirtschaftsaktivität, wobei sich die 
Wachstumsraten über die Regionen hinweg im Zuge der 
erwarteten Erholung in den EU-Ländern wieder angleichen 
dürften.

EINKAUFSMANAGERINDEX WELT 
S&P GLOBAL

Quellen: S&P Global, Macrobond
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Der weltweite Warenhandel ist im September nach dem 
vorangegangenen deutlichen Anstieg saisonbereinigt ge-
genüber dem Vormonat mit -0,9 % wieder etwas gefallen 
und liegt damit um 2,4 % über dem Wert des Vorjahres-
monats. Auch die Dynamik des RWI/ISL-Containerum-
schlag-Index hat sich im November mit einem Rückgang 
von 132,3 auf 131,7 Punkte etwas verlangsamt. Während 
sich die Erholung in den europäischen Häfen mit einem 
deutlichen Anstieg des Nordrange-Index von 111,6 auf 
113,4 Punkte fortsetzte, scheint die konjunktu-
relle Schwäche in China auch den dortigen Con-
tainerumschlag zu beeinflussen (-2,4 Punkte auf 
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AUSSENHANDEL*

2.Q. 3.Q. Aug. Sep. Okt.

WARENHANDEL UND DIENSTLEISTUNGEN (Zahlungsbilanzstatistik)
Veränderung gegenüber Vorperiode in % (saisonbereinigt)

AUSFUHR 0,7 -1,7 0,9 -0,6 -3,2

EINFUHR 2,1 0,4 -1,2 1,4 -1,3

AUSSENHANDEL MIT WAREN NACH LÄNDERN (Außenhandelsstatistik)
Veränderung gegenüber Vorjahr in % (Ursprungswerte) 

AUSFUHR -0,3 0,5 -3,3 -0,3 0,4

Eurozone -2,2 -1,4 -4,8 -2,8 0,7

EU Nicht-Eurozone -0,5 0,0 -2,9 -0,5 5,7

Drittländer 1,5 2,4 -2,2 1,9 -1,8

EINFUHR -4,5 0,4 -5,2 1,3 4,3

Eurozone -5,1 -2,2 -10,2 -1,4 1,8

EU Nicht-Eurozone -4,4 -1,3 -2,8 0,5 6,6

Drittländer -4,2 2,9 -2,6 3,6 5,2

* Angaben in jeweiligen Preisen
Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Vormonat gestiegen, wozu v. a. höhere Preise für importier-
te Energie und Vorleistungsgüter beitrugen. Auch die Aus-
fuhrpreise nahmen um 0,3 % zu, so dass sich die Terms of 
Trade um 0,5 % gegenüber dem Vormonat verschlechterten. 
In realer Betrachtung dürften die Rückgänge bei den Aus- 
und Einfuhren also sogar noch etwas größer ausgefallen 
sein.

Von den Frühindikatoren kommen weiterhin gemischte, 
aber zuletzt etwas positivere Signale. Die Auftragseingänge 
aus dem Ausland haben im Oktober saisonbereinigt mit 
+0,8 % gegenüber dem Vormonat weiter zugelegt, wobei 
v. a. die Nachfrage aus dem Nicht-Euroraum mit +6,3 % 
gegenüber September merklich anzog. Im weniger schwan-
kungsanfälligen Dreimonatsvergleich lagen die Neubestel-
lungen aus dem Ausland insgesamt sogar um 8,6 % im Plus. 
Auch die ifo Exporterwartungen haben sich im November 
leicht von -6,5 auf -5,9 Saldenpunkte aufgehellt. Insbeson-
dere die Metallbranche, aber auch der Automobil- und 
Maschinenbau erwarten weiterhin geringere Ausfuhren. 
Insgesamt besteht in den Unternehmen laut ifo Institut 
mit Blick auf die Zollpolitik der designierten US-Regierung 
zwar Unsicherheit, allerdings ergeben sich durch die Auf-
wertung des Dollars auch Chancen für die deutsche Ex-
portwirtschaft.

Die deutschen Exporteure operieren aktuell unter erhöhter 
Unsicherheit. Darüber hinaus entwickelt sich die globale 
Industriekonjunktur nach wie vor verhalten und liefert 
damit kaum Impulse für die deutschen Waren-
exporte. Mit dem schwachen Start in das vierte 
Quartal sind zunächst auch noch keine Anzeichen 

143,1 Punkte). Auch wenn die handelspolitische Unsicher-
heit durch die Ankündigung von Zollerhöhungen durch 
die künftige US-Regierung deutlich zugenommen hat, 
rechnen internationale Organisationen weiterhin damit, 
dass der Welthandel – u. a. gestützt durch den Handel zwi-
schen Schwellenländern – in den kommenden beiden Jah-
ren weiterhin mit Raten von rund 3 ½ Prozent zunehmen 
dürfte. 

ABWÄRTSTREND BEIM AUSSENHANDEL SETZT 
SICH FORT

Die Schwächephase der deutschen Außenwirtschaft hält 
an. Im Oktober sind die nominalen Ausfuhren von Waren 
und Dienstleistungen saison- und kalenderbereinigt mit 
-3,2 % gegenüber dem Vormonat deutlich gefallen, nachdem 
sie schon im September rückläufig waren. Neben einem 
spürbaren Rückgang bei den Warenausfuhren von 3,6 % 
gaben die Dienstleistungsexporte ebenfalls um 1,7 % nach. 
Im weniger volatilen Dreimonatsvergleich fiel das Minus 
bei den Exporten insgesamt mit -1,5 % etwas geringer aus. 
Gleichzeitig nahmen auch die Einfuhren von Waren und 
Dienstleistungen gegenüber dem Vormonat saison- und 
kalenderbereinigt um 1,3 % ab, während sie im Dreimonats-
vergleich mit 0,4 % noch leicht im Plus lagen. Im Zuge der 
wesentlich schwächeren Entwicklung der Exporte im Ver-
gleich zu den Importen sank der monatliche Handelsbilanz-
überschuss im Oktober saisonbereinigt von 11,2 Mrd. Euro 
auf 8,3 Mrd. Euro und damit auf den geringsten Wert seit 
Oktober 2022.

Die Einfuhrpreise sind im Oktober nach den vorangegan-
genen Rückgängen saisonbereinigt um 0,7 % gegenüber dem 

in Milliarden Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Zahlungsbilanzstatistik Deutsche Bundesbank (BBk)
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Zuwächse erzielten hingegen die Bereiche Metallerzeu-
gung (+10,2 %), Daten-, elektrische und optische Geräte 
(+8,0 %) sowie Metallerzeugnisse (+4,1 %). 

Insgesamt zeigt sich bei mehrmonatiger Betrachtung eine 
gemischte Indikatorenlage. Zwar konnten die Orderein-
gänge im Verarbeitenden Gewerbe im weniger 
volatilen Dreimonatsvergleich um 2,7 % zulegen; 
gleichzeitig schwächte sich der Rückgang der 

für Vorzieheffekte bei den deutschen Ausfuhren mit Blick 
auf mögliche US-Zollerhöhungen im kommenden Jahr zu 
erkennen. Insgesamt lassen die aktuellen Daten noch keine 
baldige Trendwende für das Exportgeschäft erwarten.

PRODUKTION UND AUFTRÄGE MIT RÜCKGÄNGEN 
IM SCHLUSSQUARTAL 

Die Produktion startet mit einer Drosselung in das Schluss-
quartal dieses Jahres. Die Produktion im Produzierenden 
Gewerbe ist im Oktober preis-, kalender- und saisonberei-
nigt um 1,0 % gegenüber dem Vormonat zurückgegangen. 
Bereits im September war der Ausstoß gemäß revidierter 
Daten des Statistischen Bundesamtes im Vormonatsver-
gleich um 2,0 % gesunken. Der erneute Rückgang war in-
besondere auf einen Einbruch um 8,9 % im Energiesektor 
zurückzuführen. In der Industrie verringerte sich die Aus-
bringung hingegen nur leicht um 0,3 %. Im Baugewerbe 
blieb die Produktion stabil. 

Auf Ebene der einzelnen Wirtschaftszweige ist eine nega-
tive Entwicklung auf breiter Front zu beobachten: Gewich-
tige Bereiche wie der Maschinenbau (-1,1 %), Hersteller von 
Kfz und Kfz-Teilen (-1,9 %), Metallerzeugnissen (-1,7 %) 
sowie chemischen Erzeugnissen (-1,4 %) vermeldeten deut-
liche Produktionseinbußen. Über Produktionssteigerungen 
berichteten nur wenige Branchen, darunter die Produzen-
ten elektrischer Ausrüstungen (+3,0 %) und von Glas, Glas-
waren, Keramik und Verarbeitern von Steinen und Erden 
(+2,2 %) sowie der Bereich Metallerzeugung und -bearbei-
tung (+0,5 %). 

Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe sind im 
Oktober gegenüber dem Vormonat preis-, kalender- und 
saisonbereinigt um 1,5 % gesunken. Im September waren 
sie allerdings laut deutlich aufwärtsrevidierten Angaben 
noch um 7,2 % gestiegen. Die Aufträge aus dem Inland gin-
gen dabei im Oktober um 5,3 % zurück, während sie sich 
aus dem Ausland leicht um 0,8 % erhöhten. Ohne die stark 
schwankenden Großaufträge blieben die Ordereingänge 
insgesamt gegenüber dem Vormonat nahezu unverändert 
(+0,1 %). 

Nach wie vor prägen Großaufträge mit ihren starken mo-
natlichen Schwankungen die Entwicklung der Auftrags-
eingänge. Dies zeigt sich vor allem im sonstigen Fahrzeug-
bau, wo es im Oktober zu einem Rückgang um 7,0 % kam, 
nachdem im September ein ungewöhnlich großer Anstieg 
um 175,7 % gemeldet worden war. Auch in einer Reihe 
anderer Wirtschaftszweige des Verarbeitenden Gewerbes 
wurden im Oktober Abnahmen verzeichnet, wie im Ma-
schinenbau (-7,6 %), bei Kfz/Kfz-Teilen (-3,7 %), elektri-
schen Ausrüstungen (-2,7 %), pharmazeutischen Erzeug-
nissen (-0,8 %) sowie chemischen Erzeugnissen (-0,4 %). 

INDUSTRIE

Veränderung gegenüber Vorzeitraum in % 
(Volumen, saisonbereinigt)

2.Q. 3.Q. Aug. Sep. Okt.
PRODUKTION

Insgesamt -1,1 -1,8 3,4 -2,6 -0,3
Vorleistungsgüter -1,4 -3,0 -0,1 -1,5 0,4

Investitionsgüter -1,1 -0,9 6,9 -3,9 -0,4

Konsumgüter -0,7 -2,1 0,3 -1,4 -1,0

UMSÄTZE

Insgesamt -1,4 -1,4 3,0 -1,1 -1,2
Inland -2,9 -0,9 3,7 -1,6 -3,0

Ausland 0,0 -1,9 2,4 -0,8 0,5

AUFTRAGSEINGÄNGE

Insgesamt -1,1 5,1 -5,4 7,2 -1,5
Inland 1,4 2,4 -10,1 4,0 -5,3

Ausland -2,8 7,1 -1,9 9,3 0,8

Vorleistungsgüter -1,2 1,7 -1,8 -1,6 0,9

Investitionsgüter -1,8 9,1 -8,1 13,3 -3,6

Konsumgüter 3,7 -6,4 -0,3 3,6 4,2

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Volumenindex (2021 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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Neuzulassungen von Pkw insgesamt waren im Oktober 
sowohl gegenüber dem Vormonat als auch dem Vorjahres-
monat deutlich gestiegen (+11,7 % bzw. +6,0 %) und stabili-
sierten sich im November auf dem erreichten Niveau 
(+0,3 %). Im aussagekräftigeren Dreimonatsvergleich nah-
men die Zulassungen gegenüber der Vorperiode um 6,2 % 
zu. Bei den PKW-Neuzulassungen durch Privatpersonen 
ergab sich im November im Vormonatsvergleich eine ge-
ringfügige Zunahme um 0,4 %. In der Drei-Monats-Betrach-
tung legten die Zahlen um 8,2 % zu. Pkw-Neuzulassungen 
von Unternehmen und Selbstständigen erhöhten sich im 
November um 0,3 % und lagen damit um 4,1 % über dem 
Vorjahresmonat.

Die Stimmung der privaten Haushalte in Deutschland zeig-
te sich gemessen am HDE-Konsumbarometer und GfK-
Konsumklima zuletzt uneindeutig. Laut Prognose der GfK 
wird das Konsumklima im Dezember um 4,9 Zähler auf 
-23,3 Punkte zurückgehen. Dies ist eine deutliche Eintrü-
bung nach einer zuletzt positiven Entwicklung. Für Novem-
ber gibt das Marktforschungsinstitut eine Zunahme von 2,6 
Zählern auf -18,4 Punkte an. Negative Effekte hatten laut 
Institut am aktuellen Rand ein starker Rückgang bei den 
Einkommensaussichten und eine schwächere Anschaf-
fungsneigung. Das HDE-Konsumbarometer zeigte zuletzt 
eine gegenläufige Entwicklung und legte leicht zu.

Das ifo Geschäftsklima im Einzelhandel (inkl. Kfz) ist im 
November leicht um +3,1 Zähler auf -22,1 Punkte gestiegen. 
Die Beurteilung der aktuellen Lage verbesserte sich um 4,3 
Zähler auf -12,1 Punkte. Die Erwartungen legten um zwei 
Zähler auf -31,7 Punkte zu. Unternehmen des Einzelhandels 
planen laut ifo-Umfrage zunehmend Preiserhöhungen. So 
kletterten die Preiserwartungen zum zweiten Mal in Folge 
auf nun 26,4 Punkte. 

Nach der zwischenzeitlichen Aufhellung der Konsumstim-
mung in den zurückliegenden Monaten tendieren einige 
Frühindikatoren inzwischen wieder schwächer. Angesichts 
zunehmender Sorgen um die Arbeitsplatzsicherheit und 
anhaltender innenpolitischer und geopolitischer Unsicher-
heiten dürfte sich eine nachhaltige Erholung des Konsum-
klimas erst im kommenden Jahr einstellen. 

INFLATIONSRATE STEIGT LEICHT AUF  
2,2 PROZENT 

Die Inflationsrate (Preisniveauanstieg binnen Jahresfrist) 
ist im November auf +2,2 % gestiegen, nachdem sie im Ok-
tober und September bei +2,0 % bzw. +1,6 % lag. Im Vergleich 
zum Vormonat verringerten sich die Verbrau-
cherpreise jedoch um 0,2 %. Dass die Jahresrate 
in den letzten beiden Monaten zugelegt hat, ist 
vor allem auf den wegfallenden Basiseffekt bei 

Produktion im Produzierenden Gewerbe im Oktober auf 
-0,4 % ab. Die Stimmung in den Unternehmen hat sich je-
doch jüngst gemäß den Indikatoren von ifo, S&P Global und 
ZEW wieder eingetrübt. Die unternehmerische Planbarkeit 
dürfte sich nach dem Ausgang der Präsidentschaftswahl in 
den USA und dem Ende der Regierungskoalition in Deutsch-
land angesichts der erhöhten politischen Unsicherheit 
schwieriger gestalten. Dies dürfte eine nachhaltige kon-
junkturelle Trendwende in der Industrie wohl weiter ver-
zögern. 

EINZELHANDEL TRITT AUF DER STELLE

Die preisbereinigten Umsätze im Einzelhandel (ohne Kfz) 
sind im Oktober um 0,5 % gegenüber dem Vormonat ge-
sunken. Gegenüber dem Vorjahresmonat meldete der Ein-
zelhandel im Oktober ein reales Umsatzplus von 2,2 %. 
Dabei stieg der Handel mit Lebensmitteln um 0,5 %, wäh-
rend der Umsatz im Internet- und Versandhandel nach 
kräftigen Zuwächsen in den Vormonaten um 2,0 % zurück-
ging. Im Vorjahresvergleich ergab sich hingegen ein Plus 
von 9,2 %. In den Jahren 2022 und 2023 hatte die Online-
Branche noch starke Umsatzrückgänge infolge des Aus-
laufens der Corona-Maßnahmen sowie der hohen Infla-
tion hinnehmen müssen. Der Umsatz im Gastgewerbe ging 
im September im Vorjahresvergleich um 6,5 % zurück 
(-1,0 % gegenüber Vormonat); nominal lag er um 3,1 % nied-
riger (-0,2 % gegenüber Vormonat). Negativ könnten sich 
Preissteigerungen und Kaufzurückhaltung in der Gastro-
nomie ausgewirkt haben, denn die Gästeübernachtungen 
waren im September im Vorjahresvergleich nur leicht rück-
läufig.

GFK-KONSUMKLIMA UND HDE-KONSUMBAROMETER
GfK-Konsumklima, saisonbereinigte Salden der positiven und negativen 
Antworten; HDE-Konsumbarometer, Index Januar 2017 = 100

Quellen: Gesellschaft für Konsumforschung (GfK), Handelsverband Deutschland (HDE e. V.)
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deuten darauf hin, dass sich die Erdgaspreise auch in den 
kommenden Quartalen um etwa 45 Euro/MWh bewegen 
dürften. Der Preis für Rohöl (Brent) lag mit zuletzt rund 70 
Euro/bl. knapp 4 % über dem Niveau des Vormonats; gegen-
über dem Vorjahr erhöhte er sich um ca. 2 %.

SCHWACHE ENTWICKLUNG AM ARBEITSMARKT 
SETZT SICH FORT 

Die wirtschaftliche Schwäche prägt nach wie vor die Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt. Im Oktober legte die Erwerbs-
tätigkeit im Vorjahresvergleich zwar um 0,1 % leicht zu, 
gegenüber September kam es jedoch saisonbereinigt zu 
einem leichten Rückgang um 3.000 Personen. Die sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung entwickelte sich im 
September positiv (+10.000 Personen), über die letzten Mo-
nate hinweg stagnierte sie jedoch. Gleichzeitig stieg die 
registrierte Arbeitslosigkeit um 7.000 Personen und die 
Unterbeschäftigung um 2.000 Personen. Die Anzeigen von 
Kurzarbeit bei der BA, die nach Ende der Ferienzeit spürbar 
zugenommen hatten, hielten im November ihr erhöhtes 
Niveau. Besonders betroffen hiervon sind u. a. die Bereiche 
Metallverarbeitung, Maschinenbau und Kfz-Herstellung. 
Die Kurzarbeit bewegt sich zwar nach wie vor deutlich 
unterhalb der Höchststände der Corona-Pandemie, auf-
grund der zuletzt dynamisch steigenden Anzeigen sind 
jedoch auch in den nächsten Monaten spürbare Zuwächse 
zu erwarten. 

Die Frühindikatoren deuten eine weitere Abkühlung der 
Stimmung am Arbeitsmarkt an: Das IAB-Arbeitsmarktba-
rometer signalisiert eine Fortsetzung des Anstiegs der Ar-
beitslosigkeit sowie der gedämpften Entwicklung 
der Erwerbstätigkeit. Die Einstellungsbereitschaft 
der Unternehmen gemäß ifo Beschäftigungsbaro-

ARBEITSLOSIGKEIT UND 
UNTERBESCHÄFTIGUNG (in 1.000)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), IAB, Deutsche Bundesbank (BBk)

2021 2022 2023 2024
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Energie sowie bei Pauschalreisen zurückzuführen. Die Ener-
giepreise waren im November mit -3,7 % zwar weiterhin 
rückläufig, aber nicht mehr so stark wie zuvor. Der Preis-
auftrieb bei Nahrungsmitteln hat sich indes abgeschwächt. 
Die Preise lagen hier im November um 1,8 % höher als im 
Vorjahresmonat und nahmen damit nur unterdurchschnitt-
lich zu. Die Kernrate (ohne Energie und Nahrung) erhöhte 
sich im November leicht auf +3,0 %. Mit maßgeblich dafür 
war der mit +4,0 % unverändert überdurchschnittliche 
Preisdruck im Bereich der Dienstleistungen im Vorjahres-
vergleich. 

VERBRAUCHERPREISINDEX

Veränderung in %
gegenüber Vormo-

nat
gegenüber  

Vorjahresmonat

Okt. Nov. Okt. Nov.

Insgesamt 0,4 -0,2 2,0 2,2

Insgesamt ohne Energie  
und Nahrungsmittel  
(Kerninflation)

0,3 -0,3 2,9 3,0

Nahrungsmittel 0,8 0,1 2,3 1,8

Wohnung, Betriebskosten 0,1 0,0 1,2 1,6

Gesundheitspflege 0,2 0,1 2,7 2,8

Verkehr 1,0 -0,9 -0,3 0,3

Nachrichtenübermittlung -0,3 -0,1 -1,6 -1,6

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 0,0 -2,2 1,8 1,3

Bildungswesen 0,3 0,0 5,2 5,1
Beherbergungs- u. Gaststät-
tendienstl.

0,0 -0,2 6,1 5,9

Energie 0,4 -0,2 -5,5 -3,7

Kraftstoffe 1,3 -0,1 -8,9 -6,6

Dienstleistungen 0,3 -0,6 4,0 4,0

Insgesamt (saisonbereinigt) 0,5 0,1 - - 

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Die Preise auf den vorgelagerten Wirtschaftsstufen wirken 
insgesamt weiterhin dämpfend auf die Inflationsrate: Die 
Erzeugerpreise gingen im Oktober gegenüber dem Vorjah-
resmonat um 1,1 % zurück, gegenüber dem Vormonat sind 
sie um 0,2 % gestiegen. Ausschlaggebend waren nach wie 
vor die rückläufigen Preise für Energie. Die Einfuhrpreise 
nahmen im gleichen Zeitraum im Vormonatsvergleich um 
0,6 % zu und lagen damit um 0,8 % unter ihrem Vorjahres-
niveau. Die Verkaufspreise im Großhandel stiegen im Ok-
tober gegenüber dem Vormonat um 0,4 %, im Vorjahres-
vergleich gingen sie um 0,8 % zurück.

An den Spotmärkten waren die Preise für Erdgas in den 
letzten Wochen weiterhin recht moderat, auch wenn der 
TTF Base Load mit rd. 45 Euro/MWh inzwischen etwa 25 % 
über dem Niveau des Vorjahres liegt. Gegenüber dem Vor-
monat blieb er nahezu unverändert. Die Markterwartungen 
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meter fällt ebenfalls erneut schwächer aus. Anders als bisher 
stagniert diese nun auch im Dienstleistungsbereich. Die 
sinkende Arbeitskräftenachfrage zeigt sich zudem an einem 
abermaligen Rückgang der bei der Bundesagentur für Arbeit 
gemeldeten Stellen, die sich im November auf historisch 
geringem Niveau bewegen. Angesichts der jüngsten me-
dialen Ankündigungen zum Stellenabbau im Verarbeiten-
den Gewerbe ist daher zunächst mit einer Fortsetzung der 
schwachen Entwicklung am Arbeitsmarkt zu rechnen.

FRÜHINDIKATOR ZU UNTERNEHMENSINSOLVEN-
ZEN IM NOVEMBER RÜCKLÄUFIG

Der IWH-Insolvenztrend zeigt im November mit 1.345 In-
solvenzen von Personen- und Kapitalgesellschaften den 
seitens IWH zuvor prognostizierten Rückgang. Im Vergleich 
zum Vormonat Oktober, der einen Jahreshöchstwert mar-
kierte, sanken die Insolvenzen um 12,1 %, lagen aber zu-
gleich 37,7 % über dem Vorjahresmonat. Die Zahl der be-
troffenen Arbeitsplätze war mit rd. 11.400 leicht höher als 
im Oktober (rd. 10.700). Für die kommenden beiden Mona-
te erwartet das IWH auf Basis von Frühindikatoren ähnlich 
viele Insolvenzen wie im November, bevor die Zahlen im 
Februar wieder steigen könnten.

ARBEITSMARKT

ARBEITSLOSE (SGB II und III)
2.Q. 3.Q. Sep. Okt. Nov.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,733 2,829 2,806 2,791 2,774

gegenüber Vorjahr in 1.000 171 182 179 183 168

gegenüber Vorperiode in 1.000* 49 51 19 26 7

Arbeitslosenquote 5,9 6,0 6,0 6,0 5,9

ERWERBSTÄTIGE (Inland)

2.Q. 3.Q. Aug. Sep. Okt.

in Mio. (Ursprungszahlen) 46,1 46,1 46,1 46,2 46,3

gegenüber Vorjahr in 1.000 142 66 67 43 25

gegenüber Vorperiode in 1.000* 26 -44 -24 -19 -3

SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIG BESCHÄFTIGTE

2.Q. 3.Q. Jul. Aug. Sep.

in Mio. (Ursprungszahlen) 34,9 35,0 34,7 34,9 35,2

gegenüber Vorjahr in 1.000 155 125 141 111 123

gegenüber Vorperiode in 1.000* 33 10 22 -13 10

* kalender- und saisonbereinigte Angaben
Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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BIP NOWCAST FÜR DAS VIERTE 
QUARTAL 2024 UND  

DAS ERSTE QUARTAL 2025

D as Prognosemodell des Nowcast schätzt für das vier-
te Quartal 2024 aktuell einen preis-, saison- und ka-

lenderbereinigten Rückgang des Bruttoinlandsprodukts 
gegenüber dem Vorquartal um 0,5 %. Der Nowcast liefert 
eine täglich aktualisierte, rein technische, zeitreihenana-
lytische Prognose der Wirtschaftsleistung unabhängig von 
der Einschätzung der Bundesregierung und des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz. Erste Ergeb-
nisse zur wirtschaftlichen Entwicklung im vierten Quartal 
2024 werden vom Statistischen Bundesamt am 30. Januar 
2025 veröffentlicht („Schnellmeldung“). 

Die Abbildung veranschaulicht die Entwicklung des Now-
cast seit Juli 2024: Bei erstmaliger Berechnung lag der 
Schätzwert für das reale Wirtschaftswachstum im vierten 
Quartal bei 0,3 %. Bis Anfang August stieg er auf 0,4 % – vor 
allem im Zuge von Datenrevisionen, aber auch durch eine 
günstigere als vom Modell zuvor erwartete BIP-Entwick-
lung im zweiten Quartal. Ab Mitte August dämpften trübe 
ZEW-Konjunkturerwartungen und der pessimistischere ifo 
Geschäftsklimaindex den Nowcast, wobei positive Nach-
richten zu PMIs aus dem Euroraum einer stärkeren Ab-
wärtskorrektur entgegenwirkten. Anfang September führ-
ten enttäuschende Zahlen zu den Pkw-Neuzulassungen in 
Deutschland und neue Werte zu den Auftragseingängen in 
der Industrie sowie zum Außenhandel für den Berichts-
monat Juli zu einem weiteren Rückgang auf 0,2 %. Nachdem 
der Nowcast Ende September aufgrund negativer PMI-Zah-
len, sowohl in der Industrie als auch bei den Dienstleistun-
gen, auf -0,2 % zurückgefallen war, konnte er sich bis Ende 
Oktober auf seinen bis dato höchsten Wert von 0,5 %  
erholen. Ursächlich für die Aufwärtskorrektur waren ins-
besondere deutlich verbesserte, wenn auch weiterhin ne-
gative ZEW-Konjunkturerwartungen im Oktober sowie ein 

Anstieg des Lkw-Maut-Fahrleistungsindex. Hinzu kamen 
eine spürbare Aufhellung des Verbrauchervertrauens und 
eine ausgeprägte Verbesserung der Einkaufsmanagerindizes 
in Deutschland und im Euroraum. Mit der Veröffentlichung 
von eingetrübten ZEW-Konjunkturerwartungen für den 
November begann eine deutliche Abwärtsentwicklung des 
Nowcast, die durch die Veröffentlichung der schwachen 
PMI-Dienstleistungszahlen für Deutschland und PMI-
Dienstleistungs- und Fertigungszahlen für die Eurozone im 
November verstärkt wurde. Ebenfalls negativ ausgewirkt 
hat sich ein Rückgang des Verbrauchervertrauens in der 
Eurozone und der Einzelhandelsumsätze (ohne Kfz) in 
Deutschland. In Verbindung mit einem deutlichen Rück-
gang des Produktionsvolumens der deutschen Volkswirt-
schaft im Berichtsmonat Oktober notiert der Nowcast ak-
tuell einen Rückgang des realen BIPs um 0,5 %.  

Der Nowcast für das erste Quartal 2025 verbleibt bei +0,2 %. 
Aufgrund positiver Nachrichten zur Produktion im August 
sowie einer positiven Entwicklung der Erstanträge der 
Arbeitslosenversicherung in den USA im Oktober startete 
der Nowcast mit einem Schätzwert von 0,3 % für das erste 
Quartal 2025. Anschließend gab er aufgrund der deutschen 
und europäischen PMI-Werte für den Berichtsmonat  
Oktober auf 0,2 % nach. Die PMI-Zahlen für den Berichts-
monat November führten auch hier, ähnlich wie beim Now-
cast für das vierte Quartal 2025, zu einer Abwärtskorrektur 
auf 0,1 %. Zum aktuellen Rand erholt sich der Nowcast auf-
grund des besser als erwartet ausgefallenen Produktions-
volumens im Oktober wieder auf  0,2 %. 

1;    �Für nähere Erläuterungen zur Methode, den verwendeten Daten und der Interpretation des Modells siehe Senftleben und Strohsal (2019):  
„Nowcasting: Ein Echtzeit-Indikator für die Konjunkturanalyse“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Juli 2019, Seite 12-15, und Andreini,  
Hasenzagl, Reichlin, Senftleben und Strohsal (2020) „Nowcasting German GDP“, CEPR DP14323.

Der Nowcast für die saison- und kalenderbereinigte Verände-
rungsrate des preisbereinigten BIP beträgt -0,5 % für das vierte 
Quartal 2024 und +0,2 % für das erste Quartal 2025 (Stand  
9. Dezember 2024.1;

IN KÜRZE

Das Modell zur Prognose des deutschen Bruttoinlandsprodukts 
wird von Now-Casting Economics Ltd. betrieben. Der hier ver-
öffentlichte Nowcast ist eine rein technische, modellbasierte 
Prognose. Die Schätzungen sind mit einer hohen statistischen 
Unsicherheit behaftet, die mit Modellprognosen immer einher-
geht. Es handelt sich bei dem Nowcast weder um die Prognose 
des BMWK noch um die offizielle Projektion der Bundesregierung.

DAS MODELL
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ENTWICKLUNG DES BIP NOWCAST FÜR DAS 4. QUARTAL 2024 UND DAS 1. QUARTAL 2025

Quelle: Now-Casting Economics Ltd.

Q4 2024, saison- und kalenderbereinigtes Wachstum gegenüber Vorquartal Q1 2025, saison- und kalenderbereinigtes Wachstum gegenüber Vorquartal 
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DIE WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG IM 
DRITTEN QUARTAL 2024

Im dritten Quartal 2024 ist das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in 

Deutschland gegenüber dem Vorquartal preis-, kalender- und sai-

sonbereinigt um 0,1 % gewachsen. 

Verantwortlich für dieses leichte Plus war ein Anstieg des privaten 

und staatlichen Konsums sowie einer positiven Vorratsverände-

rung. 

Dämpfend wirkten hingegen die Entwicklung der Ausrüstungs- 

und Bauinvestitionen sowie ein negativer Außenbeitrag. 

Die preisbereinigte Bruttowertschöpfung nahm um 0,2 % ab. Das 

Verarbeitende Gewerbe und das Baugewerbe vermeldeten dabei 

die deutlichsten Rückgänge.

Eine spürbare konjunkturelle Belebung ist angesichts der aktuellen 

Indikatorenlage noch nicht erkennbar. 

IN KÜRZE Das Statistische Bundesamt hat am 22. November de-
taillierte Ergebnisse zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

im dritten Quartal 2024 veröffentlicht. Demnach konnte 
die preis , kalender- und saisonbereinigte Wirtschaftsleis-
tung gegenüber dem Vorquartal leicht um 0,1 % zulegen. 
Im zweiten Quartal hatte sie sich mit einem Minus von 
0,3 % deutlich verringert. Damit revidierte das Statistische 
Bundesamt seine Schnellschätzung für das dritte Quartal 
vom 30. Oktober leicht nach unten (zuvor: +0,2 %). Dem-
gegenüber wurde Ergebnis für das zweite Quartal abwärts-
korrigiert (zuvor: -0,1 %).    

ERNEUTER RÜCKGANG DER WERTSCHÖPFUNG 

Die Bruttowertschöpfung nahm im dritten Quar-
tal preis-, kalender- und saisonbereinigt um 0,2 % 
ab. Damit ergibt sich auf der Entstehungsseite des 

ECKWERTE DER GESAMTWIRTSCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG IN DEUTSCHLAND

Veränderung  
ggü. Vorjahr

		  saison- und kalenderbereinigte Entwicklung 1

3. Qu. 24 3. Qu. 23 4. Qu. 23 1. Qu. 24 2. Qu. 24 3. Qu. 24

in % Veränderung gegenüber Vorquartal in %

 Verwendung des BIP (real)

 Private Konsumausgaben 2 0,1 0,0 0,0 0,1 -0,5 0,3

 Konsumausgaben des Staates 2,5 1,2 0,7 -0,3 1,6 0,4

 Bruttoanlageinvestitionen -2,3 -0,3 -1,4 0,2 -2,1 -0,1

    Ausrüstungen -5,7 0,5 -2,1 -1,3 -3,4 -0,2

    Bauten -2,6 -1,3 -1,9 0,7 -2,2 -0,3

    Sonstige Anlagen 4,0 0,9 1,4 1,4 0,6 0,6

 Vorratsveränderung 3 4 x -0,2 -0,7 0,0 0,4 0,8

 Inländische Verwendung 0,7 -0,1 -0,9 0,1 0,1 1,0

 Exporte -0,3 -0,7 -0,9 1,4 0,2 -1,9

 Importe 1,2 -1,4 -2,0 1,0 1,2 0,2

 Außenbeitrag 4 x 0,3 0,5 0,2 -0,4 -0,9

 Bruttoinlandsprodukt (real) 0,1 0,2 -0,4 0,2 -0,3 0,1

 Preisentwicklung

 Deflator der Privaten Konsumausgaben 2 2,6 0,5 0,8 0,8 0,8 0,2

 Deflator des Bruttoinlandsprodukts 2,7 0,9 1,5 0,2 0,8 0,3

absolut Veränderung gegenüber Vorquartal

 Erwerbstätige (Inland) in Tsd. 66 22 40 46 29 -45 

Stand: 22.11.2024
1   Kalender- und Saisonbereinigung des Statistischen Bundesamtes (Verfahren: X13 JDemetra+); 2   Einschließlich Private Organisationen ohne Erwerbszweck; 3   Einschließlich Netto
zugang an Wertsachen; 4   Absolute Veränderung der Vorräte und des Außenbeitrags in Prozent des BIP des Vorjahres (= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP)
Quelle: Statistisches Bundesamt (StBA)
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BIP zum dritten Mal in Folge ein Minus. Bereits in den bei-
den Vorquartalen war die Wertschöpfung zurückgegangen 
(-0,1 % bzw. -0,5 %). 

Wesentliche Treiber des Abwärtstrends sind das Verarbei-
tende Gewerbe und das Baugewerbe, die zuletzt die deut-
lichsten Rückgänge zu verzeichnen hatten (-1,4 % bzw. 
-1,2 %). Aber auch in gewichtigen Dienstleistungsbereichen 
wie Finanz- und Versicherungsdienstleistungen (-0,9 %), 
Verkehr und Lagerei (-0,7 %), Unternehmensdienstleistun-
gen (-0,3 %) und Informations- und Kommunikation (-0,4 %) 
ging die Wertschöpfung zurück. Eine Zunahme ergab sich 
nur bei öffentlichen Dienstleistern, Erziehung und Gesund-
heit (+1,3 %), im Gastgewerbe (+1,1 %), bei Sonstigen Dienst-
leistern (+0,6 %) und im Handel (+0,3 %).

KONSUM STÜTZTE DIE WIRTSCHAFTSLEISTUNG 

Auf der Verwendungsseite nahm der staatliche Konsum, im 
Zuge steigender Arbeitnehmerentgelte und sozialer Sach-
leistungen mit +0,4 % am deutlichsten zu. Der private Kon-
sum erholte sich ebenfalls und stieg um +0,3 %. Die Brutto-
anlageinvestitionen stagnierten mit -0,1 % nahezu. Hier 
konnten die steigenden Investitionen in Sonstige Anlagen 
(v. a. Forschung und Entwicklung, Software) mit einem 
Wachstum um 0,6 % die erneute Zurückhaltung bei Aus-
rüstungs- (-0,2 %) und Bauinvestitionen (-0,3 %) nicht kom-

pensieren. Maßgeblich zum positiven Vorquartalsvergleich 
trug auch der Impuls der Vorratsveränderung von 0,8 Pro-
zentpunkten bei. Der Außenbeitrag war mit -0,9 Prozent-
punkten deutlich negativ, weil die Exporte um kräftige 1,9 % 
zurückgingen, während die Importe um 0,2 % leicht expan-
dierten.

ZUNAHME DER ERWERBSTÄTIGEN VERRINGERT 
SICH

Die wirtschaftliche Schwäche prägt auch die Entwicklung 
am Arbeitsmarkt. Zum ersten Mal seit dem ersten Quartal 
2021 hat sich die kalender- und saisonbereinigte Zahl der 
Erwerbstätigen gegenüber dem Vorquartal verringert. Die 
Wirtschaftsleistung wurde im dritten Quartal 2024 von 
rund 46,1 Millionen Erwerbstätigen erbracht. Das waren 
zwar 66.000 Personen oder 0,1 % mehr als ein Jahr zuvor, 
aber 45.000 Personen oder 0,1 % weniger als im zweiten 
Quartal 2024.

Nach vorläufigen Berechnungen des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) zufolge sind die durch-
schnittlichen geleisteten Arbeitsstunden je Erwerbstätigen 
gegenüber dem Vorjahresquartal um 0,2 %gestiegen, was 
vor allem auf eine höhere Anzahl an Arbeitstagen im  
3. Quartal zurückzuführen ist. Das gesamtwirtschaftliche 
Arbeitsvolumen (Produkt aus der gestiegenen Erwerbstä-
tigenzahl und den geleisteten Stunden je erwerbstätiger 
Person) erhöhte sich im gleichen Zeitraum um 0,4 %. 

Die nominalen Arbeitnehmerentgelte (Bruttomonatsver-
dienste einschließlich Sonderzahlungen) stiegen im dritten 
Quartal im Vorjahresvergleich kräftig um 5,2 %. Die hohen 
Steigerungsraten der Nominallöhne nimmt aber nach er-
folgter Auszahlung der Inflationsausgleichsprämien suk-
zessive ab. Infolge der rückläufigen Inflationsrate stiegen 
die Reallöhne im gleichen Zeitraum um 2,9 %. 

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmerin und Arbeit-
nehmer verzeichneten ebenfalls erneut einen kräftigen 
Zuwachs um 5,1 % gegenüber dem Vorjahr. Da sich auch die 
Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhöhte, 
stiegen die Bruttolöhne und -gehälter insgesamt mit 5,3 % 
erneut etwas kräftiger. Infolge der steuer- und abgaben-
freien Inflationsausgleichsprämien fiel das Plus bei den 
Nettolöhnen und -gehältern je Arbeitnehmerin und Arbeit-
nehmer mit +5,0 % ebenfalls deutlich aus. 

Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen verringer-
ten sich hingegen um 8,1 %. Insgesamt stieg das Volksein-
kommen binnen Jahresfrist um 1,2 %.

Die Zuwachsrate der nominalen privaten Kon-
sumausgaben betrug 2,7 % gegenüber dem Vor-

WACHSTUM DES BRUTTOINLANDSPRODUKTS

Quelle: Statistisches Bundesamt (StBA)
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jahresquartal. Das nominale verfügbare Einkommen stieg 
demgegenüber erneut etwas kräftiger mit +4,1 %. Daraus 
resultiert eine leichte Verringerung der Sparquote auf 
10,6 %. 

ERHOLUNG ZUM JAHRESWECHSEL NICHT 
ABSEHBAR

Mit der leichten BIP-Steigerung im dritten Quartal blieb 
eine „technische“ Rezession – also das Aufeinanderfolgen 
zweier Quartale mit negativen Veränderungsraten der Wirt-
schaftsleistung – aus. Damit stellte sich die Entwicklung am 
aktuellen Rand zwar positiver dar als von vielen Expertin-
nen und Experten erwartet, fußt aber auch auf dem jetzt 
negativerem Ergebnis für das Vorquartal. 

Zudem haben sich die Stimmungsindikatoren zuletzt wie-
der eingetrübt. So hat sich das ifo Geschäftsklima im No-
vember nach einem kurzen Lichtblick im Oktober wieder 
verschlechtert. Die Unternehmen beurteilten vor allem ihre 
aktuelle Lage zurückhaltender, während die Erwartungen 
allerdings nur leicht pessimistischer ausfielen. Das Konsum-
klima wird laut Prognose der GfK im Dezember deutlich 
zurückgehen auf den tiefsten Stand seit Mai. Insgesamt 
deutet die Indikatorenlage auf keine baldige nachhaltige 
konjunkturelle Belebung hin.
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Konjunkturtermine

JANUAR 2025

08.01.2025 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im November

09.01.2025 Produktion im Produzierenden Gewerbe im November

13.01.2025 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im Januar“

29.01.2025 Veröffentlichung der Jahresprojektion im Rahmen des Jahreswirtschaftsberichts

FEBRUAR 2025

06.02.2025 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im Dezember

07.02.2025 Produktion im Produzierenden Gewerbe im Dezember

13.02.2025 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im Februar“

MÄRZ 2025

07.03.2025 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im Januar 2025

10.03.2025 Produktion im Produzierenden Gewerbe im Januar 2025

17.03.2025 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im März 2025“




